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VRE Arbeitsgruppe über Regionalismus

DIE REGIONEN – DIE ENTSCHEIDENDE ROLLE DER

SUBNATIONALEN REGIERUNGSEBENE FÜR DEN ERFOLG EUROPAS

ZUSAMMENFASSUNG UND BEMERKUNGEN

Hintergrund und Kontext

Die Arbeitsgruppe wurde eingerichtet, um einen Überblick über den Regionalismus in Europa zu erarbeiten, ein Thema, das durch die jüngsten politischen Veränderungen und die Überprüfung der strukturellen Rahmenbedingungen in vielen Ländern an Aktualität gewonnen hat. Es ging darum, eine Interpretation der Definition(en) einer „Region“ zu erarbeiten, damit diese selbst oder gemeinsam über die VRE die europäische Politik wirksam beeinflussen können. Auch können die Ergebnisse dieser Arbeit für die Beitrittsländer sowie für andere europäische Länder, die vor Veränderungen stehen, hilfreich sein.

Mitglieder

Die Arbeitsgruppe bestand aus 18 Personen, die 12 Regionen in 10 Ländern vertraten.

Zweck

Einen Überblick über die regionalen Strukturen zu geben und der Kommission A und dem Präsidium der VRE Empfehlungen zu übermitteln.

Aufgabe

Die Arbeit bestand darin, die Schlüsselelemente zu identifizieren, die eine Region charakterisieren, ausgehend von der Erklärung über den Regionalismus in Europa der VRE und von den Auskünften der Mitglieder der Arbeitsgruppe über die Ebene unterhalb der Zentralregierung in ihren eigenen Ländern.

Ergebnisse

Im Ergebnis wurden politische Ähnlichkeiten auf der Regierungsebene unterhalb der Zentralregierung, aufgewiesen, wie z.B. eine eigene politische Identität, eine gewählte Versammlung, die Selbstbestimmung, jedoch auch eine erhebliche Vielfalt bei den Zuständigkeiten, der Größe und den Strukturen. Die Ergebnisse befinden sich in Anhang 1.

Bearbeitete Themen:

Die Hauptthemen waren:

· national geführte Diskussionen über den Regionalismus, auch über die NUTS-Klassifizierung und die Zukunft der Strukturfonds

· kulturelle, geographische und gesellschaftliche Unterschiede, verkörpert durch verschiedene Strukturen unterhalb der zentralen Regierungsebene

· der Konvent über die Zukunft Europas und die Europäische Verfassung

· die Subsidiarität

Ergebnisse und Schlussfolgerungen

· die Definition der Charakteristika einer Regierungsebene unterhalb der Zentralregierung

· die Anerkennung der Vielfalt von Regionen als Stärke

· die Bedeutung der Regierungsebene unterhalb der Zentralregierung, damit Europa erfolgreich funktionieren kann

· die Achtung von Interessengemeinschaften durch die Grenzen

· die Stärkung der Regierungsebene unterhalb der Zentralregierung in politischen Entscheidungsprozessen

· die Stärkung des Bewusstseins für europäische Angelegenheiten in der Öffentlichkeit

· die Rechenschaftspflicht der Regierungen auf allen Ebenen

Empfehlungen

1.
Dem Konvent über die Zukunft Europas soll nahe gelegt werden, die Bedeutung der direkt gewählten Regierungsebene unterhalb der Zentralregierung europaweit anzuerkennen. Zusätzlich sollte die Versammlung der Regionen Europas weiterhin beim Konvent präsent sein, um die Position der Regionen zu stärken, damit sie eine angemessene Rolle beim Aufbau des zukünftigen Europas zuerkannt bekommen, unter der besonderen Berücksichtigung, dass es keine allgemein gültige Definition einer Region gibt. Die Definition muss flexibel genug sein, um eine breite Palette von politischen Strukturen zu umfassen.

2.
Die Region ist die unmittelbar unter der Ebene des Staates angeordnete Gebietskörperschaft des öffentlichen Rechts mit politischer Selbstregierung.
  Zur Selbstregierung muss die Ebene unterhalb der Zentralregierung die rechtmäßige Befugnis haben, regionale Entscheidungen zu treffen über ihre Finanzmittel, die Mittelverteilung und ihr Angebot an Dienstleistungen. Damit hat sie die politischen und finanziellen Möglichkeiten, effektive Entscheidungen zu treffen.

3. 
Gemäß den Bestimmungen der Erklärung über den Regionalismus in Europa wird die Ebene unmittelbar unterhalb der Zentralregierung als Regierung anerkannt, nicht nur als Verwaltungsarm der Zentralregierung. Außerdem wird die Unterscheidung zwischen den politischen Entscheidungsprozessen und der Umsetzung der Politik deutlich.
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Eine Identifikation der Bevölkerung mit der Regierungsebene unmittelbar unterhalb der Zentralregierung kann durch eine Einbeziehung der Bürgerinnen und Bürger in die lokalen Entscheidungsprozesse und in die politischen Handlungen erzielt werden. Dies wird hinwiederum zu einem größeren Bewusstsein für das Europäische Projekt führen, innerhalb und außerhalb der EU, für die Verfassung, die Erweiterung, und für die Rolle der Regionen in einem erweiterten Europa.

DIE REGIONEN – DIE ENTSCHEIDENDE ROLLE DER REGIERUNGSEBENE

UNTERHALB DER ZENTRALREGIERUNG FÜR DEN ERFOLG EUROPAS
1. Hintergrund und Kontext


Die Arbeitsgruppe wurde eingerichtet, um den Regionalismus in Europa zu untersuchen, aufgrund der veränderten politischen Prozesse und der Reform der strukturellen Rahmenbedingungen in vielen europäischen Staaten. Dies beinhaltet:

· Veränderungen im Regionalisierungsprozess in mittel- und osteuropäischen Staaten, insbesondere in Ungarn, Polen, Kroatien, der Tschechischen Republik, Litauen und Lettland;

· Vorschläge in England zu einer Mischung von gewählten und nicht gewählten Regionalversammlungen, neben der übertragenen Regierungsverantwortung in Schottland und Wales;

· die Reform der Strukturen und Zuständigkeiten in Skandinavien, Frankreich u.a.


Der Zweck der Arbeitsgruppe bestand darin, zu einer Interpretation der Definition(en) einer Region in der VRE-Erklärung über den Regionalismus in Europa zu gelangen, sowie ihre Vielfalt und Stärke zu zeigen, damit die Regionen einzeln oder gemeinsam über die VRE die europäische Politik beeinflussen können. Dies wird der VRE ermöglichen, ihre Mitglieder bei den Diskussionen in ihren jeweiligen Staaten zu unterstützen, das Verhältnis der VRE zu den Europäischen Institutionen stärken, internationales Lobbying für die Regionen erlauben und insgesamt der VRE eine deutlich hörbare Stimme verleihen. Zudem könnten die Ergebnisse der Arbeitsgruppe den Beitrittststaaten und anderen europäischen Staaten, die derzeit vor Umstrukturierungen und Verfahrensänderungen stehen, durch Modelle und Best Practice Beispiele bei ihren Diskussionen nützlich sein.


Die Arbeit der Gruppe bestand darin, die bestehenden und vorgeschlagenen Strukturen in Europa zu durchleuchten, die für folgende Themen wichtig sind:

· die nationalen und unmittelbar darunter angesiedelten Regierungstrukturen

· die Verteilung der Zuständigkeiten

· die demokratische Vertretung

· die Gesetzgebungsbefugnisse

· die Finanzierungs- und Steuereinnahmemöglichkeiten

· die Größe, Bevölkerung, demographischen und kulturellen Besonderheiten

Die Arbeitsgruppe war der Ansicht, dass es wichtig sei, bei diesen Themen einen Akzent auf die Beteiligung und das Engagement der Bürgerinnen und Bürger bei der zukünftigen Entwicklung Europas zu legen.


Der Zeitpunkt war ebenfalls wichtig, vor dem Hintergrund der Dikussion im Konvent über die Zukunft Europas und der Chance, dabei einen Beitrag über die Rolle und den Stellenwert der Regionen leisten zu können. Auch vor dem Hintergrund der anstehenden Reform der Strukturfonds und der Fortschritte der Beitrittskandidaten in ihren Bemühungen, der EU beizutreten, kommt dieser Bericht zu einem geeigneten Zeitpunkt.

2.
Zusammensetzung
Die Arbeitsgruppe bestand aus eingeladenen regionalen Vertretern mit entsprechenden zeitlichen Kapazitäten, ausreichend Erfahrung, und die eine breite Palette von europäischen Ländern vertraten.


Die Arbeitsgruppe bestand aus 18 Personen aus 12 Regionen und 10 Ländern. Die Liste der Mitglieder befindet sich im Anhang.

Die Arbeitsgruppe traf sich viermal, am 17. Dezember 2002, 22. Januar, 26. Februar und 27. März 2003.

3.
Auftrag

Der Auftrag war von der Kommission A sowie dem Präsidium der VRE beschlossen worden und wurde von der Arbeitsgruppe auf ihrer ersten Gruppe angenommen. Er lautete:

· einen Überblick über die regionalen Strukturen in Europa zu geben;

· Empfehlungen für die Kommission A und das Präsidium der VRE über die Definition(en) von Regionen zu erarbeiten, aus der Notwendigkeit heraus, ein klares Bild von der Vielfalt der Regionen und ihren regionalen Einflussmöglichkeiten zu bekommen; sicherzustellen, dass einzeln oder im Verbund die Regionen Europas den größtmöglichen Einfluss auf die europäische Politik ausüben können;

· die verfügbaren Daten und Fakten da einsetzen, wo sie verfügbar und relevant sind; Forschungsaufträge da zu vergeben, wo sie notwendig sind.

4. Die Aufgabe

Die Arbeitsgruppe beschloss, sich auf die Strukturen und Definitionen zu konzentrieren und die Schlüsselelemente aufzulisten, die eine Region charakterisieren. Schon in den ersten Diskussionen wurde deutlich, dass die Erklärung der VRE über den Regionalismus als Referenzdokument gesehen wurde und als Ausgangspunkt dienen sollte. Schlüsselelemente in der Erklärung wie z.B. die politische Legitimierung, die Identität und Führungsstrukturen, wurden zu einer wichtigen Messgröße für eine regionale Regierung. Jedes Mitglied der Arbeitsgruppe wurde gebeten, Informationen über die Ebene unmittelbar unter der Zentralregierung in seinem Land zu geben, und dabei den Hauptthemen der Erklärung zu folgen:

· eine Regierungsebene unmittelbar nach der zentralstaatlichen Ebene

· die verfassungsmäßige und/oder gesetzmäßige Anerkennung durch den Staat

· eine eigenständige politische Identität

· die Möglichkeit, die politische Organisationsform selbst zu bestimmen

· eine repräsentative Versammlung

· allgemeine Wahlen


Die Mitglieder der Arbeitsgruppe wurden ebenfalls gebeten, Informationen zu geben über die Zuständigkeiten, Größe, Beziehungen mit nachgeschalteten Regierungsebenen, die Befugnis, internationale Abkommen abzuschließen und den Anteil des regionalen Haushaltes, der von ihrer Zentralregierung abhängt.

Ausgehend von diesen gesammelten Informationen sollten dann die Gemeinsamkeiten und die Unterschiede zwischen den in der Arbeitsgruppe vertretenen Ländern herausgearbeitet werden. Deshalb wollte man einen repräsentativen Querschnitt von derzeitigen und zukünftigen EU-Mitgliedern sowie Drittstaaten wie der Schweiz und Norwegen. Die Arbeitsgruppe war ebenfalls der Meinung, dass es nützlich sein könnte, einen Überblick über vorhandene Forschungsdaten zu haben und wandte sich an eine Reihe von Forschungseinrichtungen mit der Anfrage nach bereits durchgeführten Untersuchungen.

5.
Ergebnisse

Die Ergebnisse der oben beschriebenen Analyse mit Hilfe der Schlüsselthemen der Erklärung über den Regionalismus in Europa und die Frage der Zuständigkeiten, Größe usw., wurden synoptisch dargestellt (Anhang 1). Es handelt sich um die von den einzelnen Mitgliedern der Arbeitsgruppe gelieferten Informationen, und diese Darstellung ist so präzise, wie es anbetracht der Vielzahl von Strukturen innerhalb mancher Länder möglich war. Sie kann damit nicht die Komplexität aller Strukturen in allen Ländern wiederspiegeln, gibt jedoch ein aussagefähiges Bild, das die Arbeitsgruppe nun gerne vorstellt. Es wird anerkannt, dass es andere Modelle gibt, wie z.B. die Vielfalt der Regionalstrukturen in Spanien, ein Land, das nicht mit aufgenommen wurde.


Tabelle I zeigt, dass es im Zusammenhang mit den politischen Themen der VRE-Erklärung über den Regionalismus in Europa einen nicht unbeachtlichen Grad an Gemeinsamkeiten zwischen den in der Gruppe vertretenen Regionen gibt. Die anderen Indikatoren in der Synopse II und III zeigen die erheblichen Unterschiede, aufgrund der historischen, kulturellen und geographischen Ausgangspositionen der Regionen.


Weitere Einzelheiten bezüglich der Länder, ergänzend zum tabellarischen Überblick, sind im Anhang beigefügt.

Als Ergebnis der Anfrage bei Forschungseinrichtungen kam eine Fülle von Berichten, Artikeln, Referenzen und Forschungsprojekte. Die Zeitvorgaben für die Fertigstellung des Berichtes der Arbeitsgruppe haben es leider verhindert, die Nützlichkeit und Relevanz dieses Materials eingehend zu prüfen. Dies könnte in Zukunft ein weiteres Projekt darstellen, das die VRE in Auftrag geben könnte.

6.
Zweck der Arbeit


Wie oben erwähnt, entstand diese Untersuchung über den Regionalismus in Europa als Reaktion auf die Intensivierung in jüngster Zeit der Diskussionen in ganz Europa über den Regionalismus, vor allem auch aus der Notwendigkeit heraus, die Rolle der Regionen in einem sich rasch verändernden Europa neu zu definieren. Der politische und sozio-ökonomische Kontext, der die Regierungen auf der Ebene unterhalb der Zentralregierung unmittelbar beeinflusst und Gegenstand der Diskussionen der Arbeitsgruppe war, ist im Folgenden ausführlicher beschrieben.

· In ganz Europa spiegelt sich in den nationalen Diskussionen über den Regionalismus die spezifische Situation des jeweiligen Landes wieder. Dies deckt eine Fülle von historischen und politischen Standpunkten ab sowie eine Vielzahl von politischen Rahmenbedingungen auf der Ebene unterhalb der Zentralregierung. Diese politischen Rahmenstrukturen reichen von Regionen mit eigener Gesetzgebungsgewalt bis zu autonomen Regionen und zentralistisch ausgerichteten Staaten. Die Erweiterung der Europäischen Union beeinflusst die Reform der politischen Strukturen unterhalb der zentralen Regierungsebene vor allem in den Beitrittsländern. Zahlreiche europäische Staaten überprüfen ihre bestehenden Strukturen auf die Anwendung des Subsidiaritätsprinzips hin, um die regionale und lokale Demokratie effizient zu unterstützen.

Die NUTS* Nomenklatur der statistischen territorialen Einheiten, eine Einteilung hauptsächlich nach administrativen Gesichtspunkten, spielt eine wichtige Rolle in den Diskussionen über den Regionalismus in den Beitrittsstaaten. Die Anwendung von NUTS-Grenzen wurde als Ankündigung eines weitreichenden Einflusses der EU auf die Regionalpolitik in diesen Ländern gesehen. In den derzeitigen Mitgliedstaaten und in Drittstaaten jedoch spielen die NUTS-Kriterien eine untergeordnete Rolle in der Diskussion und werden im allgemeinen als rein administrative Grenzen für die Verwaltung von Finanzmitteln gesehen. Die Diskussion über die Reform der Strukturfonds wird immer wichtiger für die subnationalen Regierungen und jedwede Reform wird Auswirkungen haben auf ihre Möglichkeit, in der Zukunft europäische Mittel zu erhalten, die Mittelvergabe zu beeinflussen und die Fonds zu verwalten. Jedoch sollte die Möglichkeit, europäische Strukturfonds zu beziehen, nicht die einzige Motivation sein, den Regionalismus in Europa zu fördern. Die Regionen sind der Spiegel der politischen, sozialen und kulturellen Vielfalt auf dem europäischen Kontinent und besitzen dadurch eine große Legitimierung, eine aktive Rolle beim Aufbau des zukünftigen Europas zu spielen. Außerdem schultern sie eine große Verantwortung bei der Umsetzung der gemeinschaftlichen Gesetzgebung, zum Beispiel in der Agrarpolitik oder bei den Umweltnormen. Die Regionen sind die geeigneten Mittler, um abstrakte EU-Normen so zu erklären, dass sie transparenter und verständlicher für die Bürgerinnen und Bürger werden. Dies ist eine Chance für die EU und ihre Regionen, gemeinsam den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt zu fördern.

· Die Regionen weisen Unterschiede auf in Bezug auf Größe, geographische Lage, Bevölkerung, Sprache, Geschichte, Handelsbeziehungen, Industrie und kulturelle Identität. Aufgrund dieser Vielfalt gibt es kein einheitliches Modell einer Region in Europa. Im Gegenteil: die Vielfalt der Strukturen spiegelt die Vielfalt der Regionen wieder. Dies ist kein Nachteil sondern das Zeichen der Stärke des europäischen Regionalismus.

· Der Konvent über die Zukunft Europas untersucht derzeit die Rolle innerhalb des zukünftigen institutionellen Rahmens der Regierungsebene unterhalb des Staates. Außerdem wird der Europäische Verfassungsvertrag vermutlich die Rolle dieser Ebene innerhalb der EU genauer definieren, sowie die Verteilung der Zuständigkeiten zwischen der Europäischen Union, den Mitgliedstaaten und den Regierungsebenen unmittelbar unterhalb der Zentralregierungen.

· Das Subsidiaritätsprinzip, das bedeutet, dass die politischen Entscheidungen so bürgernah wie möglich getroffen werden, beeinflusst derzeit sehr stark die europäischen Überlegungen. Die Subsidiarität beschränkt sich nicht auf die Beziehungen zwischen der Union und ihren Mitgliedstaaten und bedeutet auch nicht einfach einen Prozess, wonach die nationalen Regierungen die Kontrolle an die nächste Ebene übertragen, sondern bedeutet, dass die in der politischen Organisation den Bürgerinnen und Bürgern am nächsten gelegene Ebene direkt die angemessenen und notwendigen politischen Aktivitäten unternehmen kann. Mit anderen Worten: Subsidiarität ist ein Prinzip, das auf alle und zwischen allen Regierungsebenen angewendet werden soll.

7.
Schlussfolgerungen

· Die subnationale Regierungsebene bezeichnet die Regierungsebene, die unmittelbar unter der oder parallel zur Zentralregierung arbeitet, mit einer eigenen politischen Identität und der Möglichkeit, ihre politische Organisationsform selbst zu bestimmen. Die Unterscheidung zwischen einem Verwaltungsarm der Zentralregierung auf regionaler Ebene und einem dezentralisierten Staat, in dem die Regierungsebene unmittelbar unterhalb der Zentralregierung ihre eigene Politik autonom bestimmt, muss deutlich bleiben. Eine Regierungsebene unterhalb der Zentralregierung ist mehr als eine reine Verwaltung, und die Anerkennung von eigenen Zuständigkeiten dieser Regierunsebene ist von grundlegender Bedeutung. Die subnationale Regierungsebene sollte eigenständige Einnahme- und Ausgabezuständigkeiten besitzen, sowie die Möglichkeit zur Entscheidung, wie die von der Zentralregierung ihr zukommenden Mittel ausgegeben werden sollen. Die Regierungsmitglieder der subnationalen Ebene sollten direkt von der Bevölkerung der Region, die sie vertreten, gewählt werden.

· Die Vielfalt der Regionen in Europa stellt eine der größten Stärken in Europa dar, gerade wegen des flexiblen Ansatzes, den sie erfordert. Die Vielfalt der Regionalstrukturen sollte respektiert, von den nationalen Regierungen begrüßt und in der Europäischen Verfassung verankert werden. Es darf keinen Druck geben, die regionalen Strukturen zu harmonisieren oder sie an ein allgemeines europäisches Modell anzugleichen. Die mittel- und osteuropäischen Staaten, in denen die regionalen Strukturen vor relativ kurzer Zeit erst eingerichtet wurden, sollten darin unterstützt werden, ihre subnationalen Regierungen nach eigener Tradition oder sonstigen örtlichen Gegebenheiten zu organisieren und sollten nicht übermäßig beeinflusst werden durch Verwaltungseinteilungen wie die der NUTS-Regionen. Die regionalpolitischen Diskussionen in anderen europäischen Staaten sollten diesen Begriff der Stärke in der Vielfalt ebenfalls aufgreifen.

· Die Regionen spielen eine entscheidende Rolle in einem gut funktionierenden Europa. Dadurch, dass sie die Wünsche der Bürgerinnen und Bürger besser vertreten als eine Zentralregierung dies tun kann, und dank der Vielfalt der politischen Strukturen auf der Ebene unterhalb der Zentralregierung, wird die subnationale Regierungsebene auch in Zukunft eine entscheidende Rolle für die erfolgreiche wirtschaftliche Entwicklung und den sozialen Zusammenhalt in Europa spielen.

· Regionale Grenzen haben meistens ihre Wurzeln in kulturellen und historischen Traditionen und verbinden Interessengemeinschaften. Diese Regionen beheimaten Menschen mit verschiedenen Sprachen, Dialekten und Traditionen und sind durch geographische und kulturelle Gemeinsamkeiten verbunden. Regionale Grenzen sollten nicht ohne den entsprechenden Bezug auf diese natürlichen Grenzen der Interessengemeinschaften gezogen werden, um zu vermeiden, dass willkürliche Regionen entstehen, mit denen die Bürgerinnen und Bürger sich nicht identifizieren können.

· Die Rolle der Regierungsebene unmittelbar unterhalb der Zentralregierung muss in den politischen Entscheidungsprozessen gestärkt werden. Die politischen Instanzen der EU sollten diese Regierungsebene in ihre Entscheidungsprozesse miteinbeziehen, da sie für die Umsetzung der EU-Politik zuständig ist. Die Konsultation der subnationalen Regierungsebene sollte weiter ausgebaut werden, insbesondere, wenn Zuständigkeiten auf dieser Ebene angesprochen sind; ebenso sollte eine Vertretung der subnationalen Regierungen auf allen Ebenen selbstverständlich sein.

· In der Öffentlichkeit lassen sich zum Teil wenig Kenntnis, Interesse und Bewusstsein zum Thema Konvent über die Zukunft Europas und die Europäische Verfassung feststellen. Dies beweist besonders deutlich die Notwendigkeit, die Bürgerinnen und Bürger für das europäische Aufbauwerk zu gewinnen sowie die wichtige Rolle, die die Ebene unmittelbar unterhalb der Zentralregierung spielen kann, um der Bevölkerung diese Thematik objektiv und verständlich zu vermitteln.

· Demokratische Strukturen erfordern ein Gleichgewicht der Zuständigkeiten innerhalb eines Staates, so dass die Ausübung der Macht nicht bei einer einzigen Institution konzentriert ist. Die Führungsebene muss transparent gestaltet sein und Rechenschaft ablegen müssen, mit Hilfe eines Kontrollmechanismus, der sicherstellt, dass die Stabilität und Effizienz der politischen Strukturen gewahrt bleiben. Eine gute Regierungsführung sollte beinhalten, dass ein effektiver Transfer von Zuständigkeiten zwischen der zentralen, der regionalen und der lokalen Ebene staatfindet.

Vor dem Hintergrund der Erweiterung und der Ausdehnung der Europäischen Union verkörpert und beinhlatet die Erklärung der VRE über den Regionalismus in Europa von 1996 weiterhin die Ansichten dieser Arbeitsgruppe über die Regionen und den Regionalismus.
8.
Empfehlungen:

Die Arbeitsgruppe legte diesen Bericht im April 2003 der Kommission A vor und beantragte, die folgenden Empfehlungen anzunehmen und alles zu tun, damit sie so schnell wie möglich umgesetzt werden.

1.
Dem Konvent über die Zukunft Europas soll nahe gelegt werden, die Bedeutung der direkt gewählten Regierungsebene unterhalb der Zentralregierung europaweit anzuerkennen. Zusätzlich sollte die Versammlung der Regionen Europas weiterhin beim Konvent präsent sein, um die Position der Regionen zu stärken, damit sie eine angemessene Rolle beim Aufbau des zukünftigen Europas zuerkannt bekommen, unter der besonderen Berücksichtigung, dass es keine allgemein gültige Definition einer Region gibt. Die Definition muss flexibel genug sein, um eine breite Palette von politischen Strukturen zu umfassen.

2.
Die Region ist die unmittelbar unter der Ebene des Staates angeordnete Gebietskörperschaft des öffentlichen Rechts mit politischer Selbstregierung.
  Zur Selbstregierung muss die Ebene unterhalb der Zentralregierung die rechtmäßige Befugnis haben, regionale Entscheidungen zu treffen über ihre Finanzmittel, die Mittelverteilung und ihr Angebot an Dienstleistungen. Damit hat sie die politischen und finanziellen Möglichkeiten, effektive Entscheidungen zu treffen.

3. 
Gemäß den Bestimmungen der Erklärung über den Regionalismus in Europa wird die Ebene unmittelbar unterhalb der Zentralregierung als Regierung anerkannt, nicht nur als Verwaltungsarm der Zentralregierung. Außerdem wird die Unterscheidung zwischen den politischen Entscheidungsprozessen und der Umsetzung der Politik deutlich.
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Eine Identifikation der Bevölkerung mit der Regierungsebne unmittelbar unterhalb der Zentralregierung kann durch eine Einbeziehung der Bürgerinnen und Bürger in die lokalen Entscheidungsprozesse und die politischen Handlungen erzielt werden. Dies wird hinwiederum zu einem größeren Bewusstsein des Europäischen Projekts führen, innerhalb und außerhalb der EU, der Verfassung, der Erweiterung, und der Rolle der Regionen in einem erweiterten Europa.
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I)
Analysis of Regional Structures                                                                                                             Appendix 1


Definitions in AER Declaration
	Country
	Level immediately below state.

(Sub-national)
	Recognition in
	
	Distinct political identity
	Own political organisation
	Representative assembly
	Univ suffrage

	
	
	constitution
	legislation
	
	
	
	

	Croatia


	Region
	(
	(
	(
	(
	(
	(

	Poland


	Region

(Voivodships)
	
	(
	(
	(
	(
	(

	UK – England
	County and Unitary
	
	(
	(
	(
	(
	(

	UK – Scotland
	Scottish Parliament
	
	(
	(
	(
	(
	(

	UK – Wales


	Welsh Assembly
	
	(
	(
	(
	(
	(

	UK – N. Ireland
	Direct rule from Westminster
	
	
	
	
	
	

	Switzerland
	Canton
	(
	(
	(
	(
	(
	(

	Sweden
	County Council
	
	(
	(
	(
	(
	(

	Norway
	County Council
	
	(
	(
	(
	(
	(

	France 
	Region
	*
	(
	(
	(
	(
	(

	Belgium
	Region and Community
	(
	(
	(
	(
	(
	(

	Italy
	
	
	
	
	
	
	

	Germany
	Länder
	(
	(
	(
	(
	(
	(


· Subject to current discussion

II)

Response to criteria asked by working group

	Country
	Size (min/max)
	No:
	Lower tiers no’s/name
	Legislative power 

Y/N
	Proportion of regional budget dependant on national government
	Ability to conclude international agreement 

Y/N

	Croatia

(regions)
	40,000

450,000
	21
	636

Municipalities and Towns
	No
	20%
	Yes

	Poland

(region)
	1m

5m
	16
	2489 Municipalities

(gminas)

308 Local Authorities

(powiats)

65 cities with powiat status
	No
	85% (60% donations 25% subventions)
	Yes

	UK – England

(County and Unitary)
	County

400,000

1.4m

Unitary

37,000

1m
	34

114
	Districts

Parishes

(10,300)
	No
	60% - 80%
	Yes

	UK – Scotland
	
	
	32 Unitaries
	Yes
	
	

	UK – Wales
	
	
	22 Local Authorities

770 Town Community Councils
	No
	
	

	Switzerland

(Cantons)
	14,400

1.2m
	26
	2880 municipalities
	Yes
	About 60:40

(including political decisions on the federal level to be payed by the Cantons) : the Cantons have absolute fiscal autonomy and even raise taxes for the federation.
	Yes (including international treaties concerning cantonal competencies

	Sweden

(County)
	57,000

1.8m
	21
	289 municipalities
	No
	
	

	Norway

(County)
	74,000

513,000
	19
	434 municipalities
	No
	37%
	Yes

	France (Region)
	
	26
	100 Departements 

36,763 Communes
	No
	>50%
	No

	Belgium
	
	3 regions and

3 communities
	589 municipalities
	Yes
	5.9%
	Yes

	Italy
	
	
	
	
	
	

	Germany
	404/70,553
	16
	426 Kreise, 16,000 Gemeinden

117 Kreisfreie Stadte
	Yes
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III)
Competencies (from working party input)

	
	
	
	UK
	
	

	
	Croatia

Regions
	Poland

Regions
	England

County and Unitary
	Scotland

Parliament
	Wales

Assembly
	Belgium
	Switzerland

Canton
	Sweden

County
	Norway 

County
	France
	Italy
	Germany

	Education
	R/L
	N/R/L
	R
	R
	R
	R (C)
	R
	N/R/L
	N/R/L
	N/R/L
	
	R

	Health
	R
	N/R
	
	R
	R
	N/R (C)
	R
	R
	N/R
	
	
	N/R

	Spatial Planning
	R/L
	N/R
	R
	R
	R
	R (R)
	R/L
	R
	R
	R
	
	N/R/L

	Roads
	R/L
	N/R/L
	R
	R
	R
	R (R)/L
	N/R/L
	N/L
	N/R
	N/R/L
	
	N/R

	Transportation
	R/L
	N/R/L
	R
	R
	R
	N/R (R) 
	R/L
	R/L
	R
	N/R
	
	

	Culture
	R/L
	N/R
	R/L
	R
	R
	R (C)
	R/L
	R
	R
	R
	
	R/N

	Fire
	R/L
	
	
	R
	R
	N/R (R)
	L
	L
	
	L
	
	R/L

	Economic Development
	R/L
	N/R
	R/L
	R
	R
	R (R)
	R
	R
	R
	R/L
	
	N/R

	Social Services
	R/L
	N/R/L
	R
	R
	R
	R (C)
	R
	L
	L
	L
	
	N/R/L

	Consumer Protection
	L
	
	R
	R
	R
	N
	
	
	
	
	
	N/R

	Waste 
	R/L
	N/R
	R/L
	R
	R
	R (R)
	L
	L
	L
	L
	
	N/R/L

	Libraries
	L
	N/R/L
	R
	R
	R
	R (C)
	R/L
	R/L
	R/L
	L
	
	R/L/N

	Police
	L
	
	
	
	
	N/L
	R
	R/L
	
	R/L
	
	R/N

	Environment
	R/L
	N/R/L
	R/L
	
	
	N/R (R)
	N/R
	N/R/L
	N/L
	N/R/L
	
	N/R

	Housing
	L
	N/R/L
	
	
	
	N/R (R)
	L
	L
	L
	L
	
	N/RL

	Energy
	L
	
	
	
	
	N/R (R)
	N/R
	L
	N/R/L
	
	
	N/R

	Social Security
	
	
	
	
	
	N
	N/R
	L
	L
	L
	
	N/R

	Water and Sewage
	R/L
	N/R/L
	
	
	
	R (R)
	L
	L
	L
	N/R/L
	
	N/R

	Ports and Airports
	R/L
	
	R (some)
	
	
	N/R (R)
	R
	N/L
	N/L
	R/L
	
	N/R

	Tourism
	R/L
	N/R/L
	R/L
	
	
	R (R+C)
	R
	R/L
	N/R/L
	R/L
	
	R/L

	Training
	R/L
	N/R/L
	
	
	
	R (C)
	R
	R
	R
	R
	
	R/N

	Telecomms
	
	
	
	
	
	N
	
	
	
	N/R
	
	N

	Agriculture
	R/L
	N/R/L
	
	
	
	
	N/R
	
	N/L
	R
	
	N/R

	Research 
	
	
	
	
	
	
	N/R
	
	
	N/R
	
	N/R

	Justice
	
	
	
	
	
	
	R
	
	
	
	
	N/R

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	N/R
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N  -  National


R  -  Regional


L  -  Local





For Belgium : R = regional and (R) = region  (c) = community.
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*	Es handelt sich um eine Klassifizierung der EU, um vergleichbare statistische Daten zu erheben, die in den politischen Entscheidungsprozessen hinzugezogen werden.
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